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„Anerkennungskultur“ der Flüchtlin-

ge ein. Damit spricht er ein für un-

sere Bürger und unseren Staat 

unerlässlichen Punkt an: 

Unsere  Rechts- und Werteord-

nung muss angenommen und res-

pektiert werden. 

Danke, für die klaren Worte.  

hältnisse herzustellen. Einen ers-

ten wichtigen Schritt zur Steuerung 

der Flüchtlingsströme sind wir mit 

der Verabschiedung der Asylreform  

gegangen. Unser Innenminister 

Thomas De Maiziere hat bei der 

aktuellen Debatte hervorgehoben, 

dass  „Integration zwei Richtungen“ 

hat. Unsere „Willkommenskultur“ 

schließt die Erwartung an eine 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Am 3. Oktober wurde nicht nur in 

Berlin gefeiert: Ein Vierteljahrhun-

dert leben wir nun schon in einem 

vereinten Deutschland. Ost und 

West sind in diesen 25 Jahren zu-

sammengewachsen. 

Gleichwohl bleibt noch einiges zu 

tun, um gleichwertige Lebensver-

Asylpolitik - steuern und begrenzen 

I n der vorherigen Nachrichten AG 

bin ich bereits inhaltlich auf das 

umfangreiche Maßnahmenpaket 

zum Asylrecht eingegangen, das 

von der CDU/ CSU Fraktion initiiert 

wurde. Mit der Zustimmung am 

vergangenen Donnerstag hat der 

Bundestag einen wichtigen Schritt 

zur Entlastung der Kommunen auf 

den Weg gebracht. So lobte Land-

rat Carsten Harings ( Oldenburg 

Land) die Maßnahmen am Diens-

tag in der Kreistagssitzung und 

mahnte die Zustimmung des Lan-

des Niedersachsen an, damit der 

Umsetzung ab dem 1. November 

nichts mehr im Wege stehe. 

Innenminister Thomas de Maiziere  

fasste in der zweistündigen Debat-

te im Bundestag die fünf zentralen 

Botschaften zusammen. Neben der 

Beschleunigung der Asylverfahren, 

der Integration der Schutzbedürfti-

gen, dem Abbau von Fehlanreizen 

für Migration und eine konsequente 

Rückführung  abgelehnter Asylbe-

werber nannte er Hilfen des Bun-

des für Länder und Kommunen, die 

eine zügige Unterbringung der 

Flüchtlinge verhinderten. 

Gleichzeitig plädierte er für ein 

neues, europäisches Asylrecht, 

das die Flüchtlingszahlen in 

Deutschland begrenzt. In der CDU/ 

CSU Fraktion sind wir uns einig, 

dass Europa sich nicht abschotten, 

aber auch nicht alle Menschen aus 

Krisengebieten und Armutsflücht-

linge, die nach Europa und nach 

Deutschland möchten, aufnehmen 

kann. Daher wirbt de Maiziere für 

die Schaffung fester, großzügiger 

Flüchtlingskontingente in der EU, 

die die Grundlage für eine legale 

Zuwanderung bilden. Wenn diese 

jedoch ausgeschöpft seien, sollen 

Asylbewerber auch zurückgewie-

sen werden können. Auch die Ver-

teilung innerhalb Europas muss fair 

geregelt werden. Hier gilt es, alle 

Staaten ins Boot holen.  

 Die Kanzlerin wird auf europäi-

scher Ebene diese Vorschläge zur 

Sicherung der Außengrenzen ver-

handeln. Ich beneide sie um diese 

Aufgabe nicht, zeigt sich doch zum 

jetzigen Zeitpunkt in dieser Frage 

kein Zusammenhalt und mangeln-

de Solidarität bei den Mitglieds-

staaten. 

Ich bin mir aber sicher: Wenn je-

mand diese schwierige Aufgabe im 

Sinne Deutschlands und Europas 

meistern kann, dann ist es unsere 

Kanzlerin Angela Merkel. Ich wün-

sche ihr jedenfalls die Kraft und 

Ausdauer, damit ihr Engagement 

hoffentlich zum Erfolg führen wird.  
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Mehr Bundesfreiwilligendienst-Stellen  

E hrenamt und Kommunen brau-

chen mehr Unterstützung bei 

der Begleitung von Flüchtlingen. 

Eine wichtige Hilfestellung wird ab 

dem 01.11.2015 durch die von der 

CDU beantragten 10.000 zusätzli-

chen Stellen beim Bundesfreiwilli-

gendienst erreicht, eine Aufstockung 

auf 50.000 Stellen. 

Zur Info: Alle Bürgerinnen und Bür-

ger, die ihre Pflichtschulzeit absol-

viert haben, können Bundesfreiwilli-

gendienst leisten. Die Einsatzberei-

che sind vielfältig: Integration und 

Flüchtlingshilfe, Soziales, Umwelt- 

und Naturschutz, Sport, Kultur- und 

Denkmalpflege, Bildung, Zivil- und 

Katastrophenschutz. Die Einsatzstel-

len entscheiden, wie hoch das Ta-

schengeld ausfällt. Die Höchstgren-

ze liegt bei 363 Euro im Monat. 

Gleichzeitig mit der Stellenerhöhung 

wird dieses Instrument auch für 

Flüchtlinge selbst geöffnet und bie-

tet damit eine einmalige Chance  

für eine frühzeitige Integration. 

Durch den Bundesfreiwilligendienst 

können wir Flüchtlingen mit Bleibe-

perspektive, die nicht auf dem ers-

ten Arbeitsmarkt unterkommen, ein 

Engagement in den genannten Be-

reichen anbieten: Zunächst ein hal-

bes Jahr einen Sprachkurs im Rah-

men der vorgesehen pädagogi-

schen Betreuung, danach ein gan-

zes Jahr in Behinderteneinrichtun-

gen, Seniorenheimen, Krankenhäu-

sern, Sportvereinen und anderen 

Orten, wo Unterstützung benötigt 

wird. 

Dadurch bekommen Flüchtlinge, 

die länger in Deutschland bleiben 

können, die Chance, dem Land 

etwas zurück zu geben, das ihnen 

Schutz bietet.  

Startups schaffen Jobs 

D eutsche Startups tragen auch 

weiterhin dazu bei, neue Ar-

beitsplätze zu schaffen. Knapp 94 

Prozent der Gründer gaben im Rah-

men der Befragung zum Deutschen 

Startup Monitor 2015 an, in den 

kommenden zwölf Monaten weitere 

Mitarbeiter einstellen zu wollen. Im 

Schnitt sind dabei 8,3 neue Stellen 

pro Jungunternehmen geplant. Der-

zeit arbeiten in jedem Startup drei 

Jahre nach Gründung durchschnitt-

lich 17,6 Personen. Die Startups 

agieren dabei international: Ledig-

lich 37,7 Prozent sind derzeit aus-

schließlich auf dem deutschen Markt 

tätig, 38,2 Prozent agieren innerhalb 

Europas und 25,2 Prozent sind so-

gar darüber hinaus tätig. 62 Prozent 

der Startups, die zurzeit ausschließ-

lich in Deutschland aktiv sind, pla-

nen eine Internationalisierung. Das 

schlägt sich auch in der Beschäfti-

gung nieder: Knapp zehn Prozent 

der Gründer und 22 Prozent der Ar-

beitnehmer in Startups kommen 

nicht aus Deutschland. 

Quelle: Deutscher Startup Monitor 2015 

Bund gibt Startschuss für mehr Wohnungsbau 

F ür junge Familien und Alleinste-

hende wird es zunehmend 

schwerer, bezahlbare Wohnungen 

zu finden. Mit der Zahl der Flüchtlin-

ge schnellt der Bedarf weiter in die 

Höhe. Laut Expertenschätzungen 

werden in den kommenden Jahren 

in Niedersachen mindestens 5000 

neue Sozialwohnungen jährlich be-

nötigt - gefördert würden gegenwär-

tig lediglich rund 1000 Wohnungen. 

Hier hilft der staatlich geförderte 

Bau von Wohnungen mit Mietober-

grenzen, kurz sozialer Wohnungs-

bau genannt. 

Bei den Gesprächen des Bundes 

und der Länder zur Asyl- und 

Flüchtlingspolitik hat der Bund da-

her zugesagt, Länder und Kommu-

nen beim Neubau von Wohnungen  

noch stärker zu unterstützen: Er 

stellt von 2016 bis 2019 über vier 

Milliarden Euro zusätzliche Mittel für 

den sozialen Wohnungsbau zur 

Verfügung. 

Darüber hinaus haben Bund und 

Länder vereinbart, weitere Anrei-

zinstrumente für den Wohnungs-

bau in Gebieten mit angespannter 

Wohnungslage zum Einsatz zu 

bringen. Zielführend  wäre aus 

meiner Sicht , wenn wieder steuer-

liche Anreize für den Neubau von 

Wohnungen geschaffen würden, 

beispielsweise Abschreibungs-

möglichkeiten bei Mietpreisbin-

dung. Ohne private Investitionen 

in den Wohnungsmarkt werden 

die derzeitigen Herausforderungen 

nicht zu bewältigen sein. Entschei-

dend ist, dass damit die Woh-

nungsbauproblematik generell und 

nicht nur ein Sonderprogramm zur 

Unterbringung von Flüchtlingen 

angegangen wird. Inwieweit auch 

wir in Niedersachsen davon profi-

tieren können, ist jedoch fraglich: 

Das Land Niedersachsen hat die 

jährlich vom Bund gezahlten rund 

40 Millionen Euro Kompensations-

mittel für den Wohnungsbau bisher 

nicht mit eigenen, zusätzlichen 

Haushaltsmitteln für die Wohnraum-

förderung aufstockt. 

Festzuhalten bleibt daher: Der Bund 

hat die Situation erkannt und gibt 

den Startschuss für die Beschleuni-

gung des Wohnungsbaus in 

Deutschland, damit alle Wohnungs-

suchenden mit geringem Einkom-

men davon profitieren. Jetzt ist Nie-

dersachsen am Zug, die Woh-

nungssuchenden und Kommunen 

nicht im Stich zu lassen. 
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Besucher aus dem Wahlkreis in Berlin 

V ielfältige Angebote rund ums 

Thema Umwelt, ein runder Ge-

burtstag und dazu tolle Geschenke:  

Der Landkreis Oldenburg und Del-

menhorst haben ihre finanzielle Un-

terstützung fürs RUZ bis zum Jahr 

2021 zugesagt. Und auch die Kul-

tusministerin stellte in Aussicht, wei-

terhin Lehrkräfte für die Aufgaben 

des Regionalen Umweltbildungs-

zentrums (RUZ) abzuordnen.  

 

Das RUZ war 1995 eines der ersten 

Bildungseinrichtungen im Land Nie-

dersachsen zur Förderung der Bil-

dung für nachhaltige Entwicklung. 

Was sich zunächst recht sperrig 

anhört, mündet in ein ansprechen-

des Angebot an Kinder und auch 

Erwachsene, sich in Sachen Ener-

gie und Ernährung fortzubilden. 

Projekte wie „Strom aus Sonnen-

licht“ , „das Kennenlernen des Le-

Viel Lob und Geschenke für 20 Jahre Umweltbildung im RUZ 

V ier Tage lang haben Bürger aus 

dem Wahlkreis auf meine Ein-

ladung hin die Bundeshauptstadt 

erkundet. Auf dem Programm stan-

den unter anderem — nebst Stadt-

rundfahrt —Besuche im Tränenpa-

last, der Bundesgeschäftsstelle der 

CDU, — und natürlich bei mir. Ge-

meinsam diskutierten wir über aktu-

elle Themen wie Asylpolitik und 

Pflege. Auch die tolle Aussicht von 

der Dachterrasse sowie ein Erinne-

rungsbild rundeten den Tag ab. 

Karl Ernst Thümler hat die Besu-

chergruppe begleitet, wie schon 

viele zuvor. Herzlichen Dank hier-

für. Ich freue mich, wenn Sie mei-

nen Arbeitsplatz in Berlin kennen 

lernen wollen. Bitte melden Sie 

sich für 2016 einfach bei Ihrer CDU 

Kreisgeschäftsstelle in Delmen-

horst, Brake oder Wildeshausen. 

Unterwegs: 

 07.10.2015 MIT Besichtigung 

der Fa. OTS in Sandkrug  

 08.10.2015 Zu Besuch im 

Technologiezentrum Norden-

ham (TZN) 

 09.10.2015  „Zu gut für die 

Tonne“ - Aktion gegen Le-

bensmittelverschwendung,  

Besuch im RUZ Hollen 

Marina Be-

cker-

Kückens, 

Geschäfts-

führerin des 

RUZ Hollen. 

Bild: privat 

Zu Gast in Berlin: 50 Besucher aus dem Wahlkreis.   Bild: Deutscher Bundestag 

bensraums Wald“ oder „Vom Korn  

zum Brot“ sind gut besucht und leis-

ten, mit vielen weiteren Angeboten, 

auch nach 20 Jahren einen wichti-

gen Beitrag zur Umweltbildung. 
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